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27. August 2002
SPD-Steuerpolitik ist sozial gerecht

10 Gründe, warum unsere Steuerreform gut ist und die Angriffe der Opposition gegen unsere Steuerpolitik nicht gerechtfertigt sind.

I. Entlastung für alle

1) Die Steuerreform entlastet alle 

Arbeitnehmer, Freiberufler, Familien, Personen- und Kapitalgesellschaften profitieren von der Senkung der Steuersätze. Bei gleichem Einkommen haben sowohl Bürger als auch Unternehmen im Vergleich zur Steuerbelastung im Jahr 1998 netto jedes Jahr mehr zur Verfügung. Weitere Steuerentlastungen kommen 2004 und 2005. Der Einkommenszuwachs von 1998 bis 2001 ist aufgrund des gleichbleibenden Lohnsteueraufkommens steuerfrei gewesen. Millionäre können sich vor dem Finanzamt aber nicht mehr arm rechnen (Mindestbesteuerung).

2) Familien mit Kindern sind die großen Gewinner der Steuerreform

Wir haben das Kindergeld dreimal erhöht, bestehende Freibeträge angehoben und neue geschaffen. Das Kindergeld beträgt heute monatlich 154 € je Kind. 1998 betrug es noch 220,- DM. 

3) Bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf 

Seit 2001 können erwerbsbedingte Betreuungskosten steuerlich geltend gemacht werden. Kinderbetreuung muß daher zum ersten Mal nicht mehr aus versteuerten Einkommen finanziert werden. Diese neue Regelung werden wir in den kommenden Jahren weiter ausbauen.

4) Personenunternehmen werden von der Gewerbesteuer entlastet, den Kommunen bleibt sie als Einnahmequelle erhalten; Re-Investitionsrücklage

Seit 2001 werden Gewerbetreibende und Freiberufler steuerlich gleich behandelt, weil erstere die Gewerbesteuer pauschal von der Einkommensteuerschuld abziehen können. Durch diese Verrechnung gehen den Kommunen keine Gewerbesteuereinnahmen verloren. Personenunternehmen können seit 2002 eine steuerfreie Re-Investitionsrücklage bilden. Veräußerungsgewinne von Personenunternehmen bleiben bis zu einer Höhe von 500.000 € steuerfrei, wenn sie wieder investiert werden.

5) Kapitalgesellschaften sind wieder international wettbewerbsfähig

Durch die Senkung des Körperschaftsteuersatzes für einbehaltene und ausgeschütte Gewinne auf einheitlich 25 Prozent können deutsche Aktiengesellschaften mit ihren ausländischen Konkurrenten wieder besser mithalten. Auch die überwiegend mittelständischen GmbH‘s - ebenfalls Kapitalgesellschaften - profitieren von dieser Körperschaftsteuersenkung.

II. Rückgänge von Gewerbe- und Körperschaftsteuer liegen nicht an der Steuerreform

6) Konjunkturelle Entwicklung führt zu Ausfällen bei den Kommunen

Der derzeitige Rückgang des Gesamtaufkommens der Gewerbesteuer hat seine Ursache im Konjunkurverlauf und den besonderen Verhältnissen in den einzelnen Wirtschaftszweigen insbesondere bei den Energieversorgern, den Banken, den Versicherungsunternehmen, der Telekommunikationsbranche und dem Baubereich. Die von der Union und einigen Oberbürgermeistern kritisierte Änderung der je zur Hälfte dem Bund und allen Ländern zustehenden Gewerbesteuerumlage, die nur die Verteilung des Gewerbesteueraufkommens auf Bund, Länder und Gemeinden regelt, ist mit Zustimmung von CDU-Ländern im Bundesrat beschlossen worden.

7) Es gibt Gewinner und Verlierer bei den Kommunen

In Deutschland gibt es eine hohe Streuung bem Gewerbesteueraufkommen. Viele Städte verzeichneten 2001 und auch heute deutliche Rückgänge, andere haben aber auch massive Zuwächse. Dieses unterschiedliche Bild belegt, dass es falsch ist, den Steuerrückgang auf die Steuerreform zurückzuführen.

8) BMW-Rover ist heute nicht mehr möglich

Inlandsgewinne von Unternehmen können seit dem Jahr 2001 nicht mehr mit Verlusten von Auslandstöchtern verrechnet werden. Dieses Steuerschlupfloch hatte die ehemalige Regierung Kohl im Jahr 1993 eingeführt. Die Koalition hat die ungerechte Regelung abgeschafft.

9) Steuerfreiheit von Beteiligungsveräußerungen gilt erst ab 2002

Die von der Opposition viel kritisierte Regelung kann für den Rückgang des Körperschaftsteueraufkommens im Jahr 2001 daher nicht verantwortlich sein. Zudem gilt umgekehrt: Verluste aus der Veräußerung von Kapitalbeteiligungen können die Konzerne nicht mehr zu Lasten aller Steuerzahler geltend machen.

10) Körperschaftsteuerrückgang hat drei Gründe

Die Senkung des Tarifs auf einheitlich 25 % führt zu politisch gewollten und in den mittelfristigen Finanzplanungen von Bund und Ländern schon berücksichtigten Steuermindereinnahmen. Der Anstieg der Ausschüttungen im Jahr 2001 bewirkte Körperschaftsteuererstattungen in einer Höhe von 7 Mrd. €; in gleicher Höhe sind aber auch die Einnahmen aus der Kapitalertragsteuer angestiegen. Schließlich hat die infolge der Abkühlung des Weltwirtschaftsklimas schwächere Konjunktur nach dem 11. September 2001 ihre Spuren im Körperschaftsteueraufkommen hinterlassen.

